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Die -Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft 
Ein-Rückblick nach mehr als zwanzig Jahren 

. V,on Theodor K i t te 1 
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Die Stellung der DHG zum Reich und zur Reichsregierung 

Einleitende V.orbemerkung 
Die Deutsche Rdchshahn .. Gesellschaft ("DRG") 1) hat, s,olange sie bestand, in 
ihrer Gesellschaftsfonn die Regierung und die P,olitiker wenig befriedigt; sie hat 
:rheoJ:1etikern der Staatswiss'enschaften und der Rechtslehre manches Kopfzer .. 
br,echen gemacht, und sie hat im eigenen Personal die Wünsche nach "Rückkehr 
zum Reich" nicht zur Ruhe kommen lassen. Häufig ,erklang der Vorwurf, die 
DRG sei ein im Staate". Alles dies war nicht ohne GJ:1und. 
Name und Fonn der "Gesellschaft" ,entsprachen nicht der hergebrachten Auffas" 
sung von einer Staatsbahn. Hatte man glücklich über die Revolution von 1918 
hinweg die 7 nebeneinander hestehenden Staatsbahnnetze in der öffentlichen 
Hand behalten und sie sogar durch die Reichsverfassung von 1919 erst in die 
Hand des Rdchs gebracht und -das lang erstrebte Ziel der "Reichseis,enbahnen" 
err,eicht, so wollte man sie nicht schon nach 5 Jahren wieder verlieren. Man 
wollte sich nicht der Lenkung dieses wichtigen Instrumentes der Wirtschafts" 
politik und des Einfluss,es _auf den damals noch fast eine Million Menschen umfas .. 
senden Personalkörper begeben. So sind die Vorurteile, die von Anfang an in 
der Oeffentliclikeit gegenüber der Rdchsbahn .. Ges,ellschaft bestanden, v-erständ;; 
lich, und nicht minder die von Regierung und Parlament ausgehenden Bestrebun" 
gen, die Reichsbahn so bald als möglich wieder in die Hand zu bekommen. 
Zum Todl g,elang dies zugleich mit der- der überspannten Reparationen 
des Dawes .. Planes durch den Young"Plan von 1930 und den Hoov,er .. Plan von 
1931, bis dann in den Jahren 1933 bis 1939 nach und nach immer mehr auch die 
Reichsbahn in den Herrschaftsbereich der Diktatur gez'ogen wurde, deren Weg 
schließlich in Krieg und Zusammenbruch endete. 
'W'enn man heute mit dem nötigen Abstand von den damaligen Ereignissen und 
Stimmungen die Dinge betrachtet, kann man die DRG als eine einmalige Erschei .. 

1) Für die DeuLs'chc Reich.hahn-Gesellschaft wird im folgenden durchweg DUG gesebt. -
-Die Darstellung oorücksichtigt diJe VerhältniSlSc nur his 1933. Im Jahr 1\)34 wirkte sich schon 
die "Gleichschaltung" der Verwaltung durch den Nationalsozialismus aus; der Verwaltungsrat 
wurde neu oosetzt; sein Präsident (v. und soin VizepräsiOOnt die diese 
seit 1924 inne hatten, ISchiJeden aus. 
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nung würdigen. Bei ihr wurde ein großes Eisenbahnuntern,ehmen -
unter schwerem Verzicht des Staates aqf Teile der Souv1eränität - und nur dadurch 
unter ungewöhnlicher Unabhängigkeit des Unte7nchmens von der Staatspolitik -
mit ,starkeigenwirtschaftlicher Zielsetzung geführt, aber dennoch zugleich mit 
dem erfolgreichen Bestreben, den gcmeinwirtschaftIichen Aufgaben gerecht zu 

, werden. Deswegen lohnt ,es sich heute nach über 20 Jahren, den Blick noch ein" 
mal rückwärts zu wenden. 

Der Dawes.Plan und die Bildung der DRG 
Am 11. Oktober 1924 hat die DRG den Betrieb der Reichseisenbahnen übernom" 
men. Die Errichtung der Gesellschaft beruhte völkerrechtlich gesehen auf dem 
Londouer Abk,ommen vom 16. August 1924, innerhalb der deutschen Rechts" 
ordnung aber auf dem Reichsbahngesetz vom 30. August 1924. Dabei war der 
T,ext des Reichsbahnges,etzes durch das Londoner Abkommen bereits international 
v,er>einbart. Dieser Text hält sich, von wenigen Ausnahmebestimmungen abge;< 
sehen, im Rahmen der W,eimarer Reichsverfassung. W'enn man den Zwang Repa" 
r,aüonen zu leisten aus den damaligen Verhältnissen (1924) heraus als unver" 
meidlich ansieht und wenn man die Dinge im großen betrachtet, kann man heute, 
wo wir die Auswirkungen übersehep, sagen: Dkse Regelung von 1924 hat im 
Enderg,ebnis mehr Nutz·en gebracht als Schaden gestiftet; sie brachte eine völker;< 

, rechtliche Or!dnung des T,eilgebietes "Eisenbahnen" zur Erfüllung der Repa;< 
rationsverpflichtungen des Versailler Vertrages und zugleich eine Ordnung der 
Reichseisenbahnfrage im Sinne des Artikels 92 der Weimarer Verfassung. 
In den Jahren 1923/24 trafen zwei Kräfte zusammen, die die Bildung der DRG 
zur Folge hatten: 
1. das Begehren der Alliierten, R,eparationen zu erhalten und 
2. das Bestreben der Reichsregj,erung, die Rhein"Ruhrbesetzung und im beson;< 

deren die sogenannte "Eisenbahn;<Regie" loszuwerden. ' 
Unter dem Dntck der Rhein"Ruhrbesetzung ging die Initiativ,e von der R,eichsre:1 
giertmgaus. Sie bot bereits im Juni 1923 den Alliierten an, die Reichseisenbahnen 
zu >einem vlim der allgemeinen Finanzverwaltung unabhängigen, unter 
V,erantwortung stehenden Sondervermögen auszugestalten und aus ihm jährlich 
500 Mio Goldmark als Reparation zu entrichten. Zu diesem Zweck sollten 5°joige 
Goldobligationen in Höhe von 10 Mia Goldmark ausgegeben und dafür ein 
,erststelliges Pfandr,echt auf das Sondervermögen >eingetragen werden. Im weiteren 
Verlauf wurde im Zusammenhang mit der Währungsreform das Rcichseis,en" 
bahnvermögen einer selbstständigen Anstalt des Rdchs ("Unternehmen Deutsche 
Reichsbahn") zu Betrieb und V,erwaltung (vom 15. Nov. 1923 an) übertragen 2). 
Die Alliierten hatten zwar jenes Anerbieten der Reichsregierung vom Juni 1923 
unbeantwortet gelassen; sie hatten aber in der Zwischenzeit einen Sachverstäfi;< 
digenausschuß unt,er Vorsitz des Amerikaners Dawes beauftragt, unter anderem 
die Heranziehung der Reichsbahn zu Reparationen zu prüfen. Dies,er Ausschuß 

2) Die förmlicho n'cgdung eine Notverordnung vorn 12. Februar 192,1. Generaldirekter 
des Untcrnehmotl!s war der HtiicJusverkoihrsminisLer solcher. Das Unternehmen war ab juristische 
Person ganz aus der FinanzyerwaJ,tung des Heiches herausgclös,t und sollte einen eigenen Vorwaltungs-
rat erhalten. Es bestand vom 15. Novomber 1923, bis es am 11. Oktober 1924 in die Form 

·der DHG übcrgoführl wurde. - Nnl10res ühcl' VOl''''cschichtc und EntsLchuil'r (kr DllG l,ei 
S a r [,(j r - K i t t e.l, Die D<Jutscho Hcich6balm-Gcsel1sclllIt, 1. Aufl. 1925 unu Über die IVCi lf:l',{! 
Enlwicklu'1g ebenda; 3 Auf! 1931. 
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erstattete auf Grund . eines Gutachtens zweier Eis.enbahnsachverständigen, des 
Engländers Acworth und des Franzosen Leverve, seinen Bericht an die Repara" 
tionskommission, den sogenannten D a we s" P la n . 
Der Dawes"Plan sah als Reparationsleistung des Reichs d1e Schaffung von 
11 Milliarden Goldmark erststellig gesicherter Eisenbahn"Obligationen mit 5 0/0 

Zins und 1 % Tilgung, d. h.eine Jahresleistung der Reichsbahn von 660 Millionen 
Goldmark v,or. - Hier wird deutlich, daß die Einspannung der Reichsbahn in 
die Reparation nach Finanzform und Höhe der "T ribut""last nicht vom Dawes,.: 
Plan ,erfunden war, sondern dem unter dem Zwang der Rhein"Ruhr"Besetzung 
von der Reichsregierung selbst gemachten Angebot ·entsprach. Insoweit war also 
das später.e' gehässige Gerede v·on der "Dawes"Gesellschaft", wie man häufig die 
DRG hezdchnete, unbegründet. Eher begründet war ·es im Hinblick auf die durch 
den 'Dawes"Plan gebrachte; Organisations form der Gesellschaft 2°) und deren 
Bindung an den ausländischen Reparations"Treuhänder und seine Vorposten 
innerhalb der Gesellschaft (Eisenbahnkommissar und ausländische Mitglieder 
im Y,erwaltungsrat der DRG). . 
Der Dawes"Plan wurde indessen nicht S'o, wie er war, in Kraft gesetzt, sondern 
die Durchführbarkeit wurde mit deutschen Y·ertr'Cfern in'dnem "Organisations::, 
K,omitee" eingehend erörtert und dabei der T,ext des R ,e ich s ba h n g,e setz e s 
abgd.aßt. Dieser T·ext aber mußte dann, da er Teil eines völkerrechtlichen Ab" 
!<iommens über die g·esamte Rcparationsr.egelung 3) bildete, unv·erändert· als deut" 
sches Reichsgesetz werden, wenn nichtdi·e ganze R.egelung scheitern 
sollte. Bei den Y.erhandlungen im Organisat1onskomitee konnte ·eine Rdhe er" 
heblicher Aenderungen des Dawes"Planes zu Gunsten des deutschen Stand" 
punktes durchgesetzt werden, durch die das Eigentum des Reichs an der Reichs" 
bahn erhalten, ,die U eberfremdung durch Eindringen fremden Kapitals in die 
Aktien v·ermieden und der Personalkörper in seiner Struktur (Beamtentum) un" 
verändert gelassen wurde. Namentlich wurde die vom Plan vorges·ehene Bildung 
einer Aktiengesellschaft vermieden, vielmehr der öHentliche und gemeinwirt,.: 
schaftliche Charakter der Reichsbahn und die Hoheit des Reiches. - wenigstens 
grundsätzlich, trotz einschneidender Beschränkungen der Regierungsbefugnisse -
erhalten. 
In der Uebersicht auf Seite 128 sind die Formen der Reichsbahn 
(jetzt Bundesbahn) zusammengestellt. Neben den Geldleishmgen standen von 
jeher gemeinwirtschaftliche Leistungen der Eisenbahn und politische Belastungen, 
durch die teils die Einnahmen geschmälert, teils die Ausgaben .erhöht wurden und 
heute noch ihnen standen (und stehen) gewisse Steuervergünstigungen 
der Bahn gegenüber 3") 

2.) Tr'l,Uwd N.a p p - Z i nll d,io GcsdLschaftsfarm eine "I'cpul'alionspo!ili,cllC Zwang's-
vg'l. SchriIlcn d, Ver. r. Sal.i;l.!f'olitik B<l. 17G, S. 3-12. 

3) Landauer Abkommen vom lG, August 1\)2,1, HGBl. II S. 289. 
h) 'VirtschafLlich sind die Leistungon unel Belastungen der Bahn insgesamt, der Gcgcn-
wort dafiit·, daß der Itclcl1sLahn (Bunuesbahn) J,I!< l\cichseiscnlmhnv"l'mögell zur Bcw1r1$·chaftullg 
übedass·cn ist. botrachtet liegt wceter hcutc noch lag zu Zcil'cn der VHG eil,' 
geschäft vor, haneldt" es s"ch hr)l ller VUG, die juristische Pcrsoll war, U1l! C11I 
gcrcgdl.os echtes '1' re u h a n d ver h ü 1 t II i s, Auch heute, wo die BunUcsbahn Illeht JU;lslISC;!W 
P!}rSOIl, sondern Te'il der llUllllcsyerwultullg, aber z:uglcich sclbstiilleligcs Sondervcrmögcl.1 1st, Sind 
dio Be,.,idlUllb'Cn Bundesbahn - Bund g·illllgemüß wie oin Trcuhandvl'rhällnis ZU .bcurtc'licn. 
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Die Geldleistungen der Reichsbahn an das Reich *) (Bundesbahn an den Bund) 

I Betriebführung EIgentümer Geldleistungen an das Zeitraum durm der Anlagen Form der BetriebsverwaItung Reim (den Bund) usw. 

Mal 1920 bis Febr. 1924 • Reimseisenbahnen . das Reim in Regie des Reims 
Einnahmen und Ausgaben 
unmittelbar im Relmshausf 

halt 

Feh. 1924 bis Okt. 1924 • Unternehmen das Reim TreuhandverwaItung durm juristisme Person; ReinübersmuG u. Smuldenf 
Deutsme Eisenbahn' Generaldirektor: Der Reimsverkehrsminister dienst im Reimshaushalt 

Selbständige Wirtsmaftsl 
Oktober 1924 führung. Reparationsleisl 

.Deutsme TreuhandverwaItung durm juristis'me Person . tung für das Reim bis 

bis Reimsbahnf das Reim mit eigenen Organen, bei deren Bestellung das Reim 
30.· Juni 1932 

--------------------------------------
Gesellsmaft" nur mitwirkt seit 1. Juli 1932 fester "Beil 

Februar 1937 trag an das Reim": 70 Mio 
RM jährlim 

Feb.1937 bis Feb. 1939 • Deutsme das Reim Sondervermägen des Reimes in SonderverwaItung Fester "Beitrag an das 
Reimshahn • des Reims durm Reimsverkehrsminister mit Beirat Reim": 70 Mio RM jährlim 

F eb. 1 939 bis April 1945 .Deutsme das Reim Sondervermögen in Verwaltung einer selbst. Anstalt Bewegl.. Abgabea. d. Reim·, 
Reimshahn· des Reims durm Reichsverkehrsminister mit Beirat mindestens 100 Mio jährlim 

, bis 1946 je für sim in den Zonen 
Mai 1945- bis 1949 unter Firma 

Sept. 1946 bis 1949 Blzone, dann Feste "Ablieferungen" , jel 
• Deutsme dom nur in amerik. u. brlt. 

Reimsbahn • verwaltung Vereinigtes Wirtschaftgebiet Zone") 
bis Iselt 1947 in franz. Zone: .S\VDE· seit 1949 in als juriStisme Person] 

Dezember 1951 sein 949 .Deutsme (Grundgesetz): Regie 1949 bis 1951 Bundesbahn (einsml. 
In franz. Zone keine Geld, 

Bundesbahn· der Bund leistungen der SWDE 
SWDE in öberleitung) _. I 

.Deutsme Sondervermögen des Bundes, treuhändig verwaltet öber den öbersmuG Vert seit Dezember 1951 Bundesbahn' der Bund von der selbständigen Anstalt des Bundes durm fügt die Bundesregierung eigene, vom Bund(z. T. n. Vorsmlägen) bestellte Organe 
*) Die Geldleistungen bilden (neben den politischen und gemeinwirtß,chaftlichen Belastungen) den Gegenwert für die Bewirtschaftung der im Eigen. 

turn des Reichs (des Bundes) verbleibenden Anlagen usw. . , *j Dj{) !l1JJiticrunö'en bctrub'en 1 u, 46; 125 Mio Rl\l, 19-17: 150 l\1io R!\I, 19-18: 8-1 l\lio RlIl+ 89 Mio DM, 1949 (bis Mai): 72,5 Mio mI; 
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pie finanzielle Struktur der'DRG im Hinblick auf äie R'eparation 
Der Charakter des politischen Kompromisses zeigt sich allenthalben in der Kon'" 
strukHon der D R G. Durchweg erkennt man das Bestreben, die' AktIen",Gesell", 
schaft, die der Dawes",Plan haben wollte, nach außen hin erscheinen zu lassen, 
zugleich aber der deutschen Fmderung, die Eisenbahn als öffentlich:::rechtliche 
Anstalt oder Körperschaft bestehen zu lassen, der Sache nach zu entsprechen. 
Das Ergebnis des K,ompromisses 'mußte im Londoner Abkommen völkerrechtlich 
vIerankert werdcn. Auf diese Wleise ,entstand in der DRG dn dgenartiges Ge .. 
bilde mit dner durchaus individuellen Rechtsform 4). 

Die DRG hatte Aktien: Stammaktien und Vorzugsaktien. 
Das Bedenklichste am Dawes"Plan war, daß die S ta m m a k ti e n der DRG 
echte Aktien werden sollten, und daß die Gesellschaft als AktIengesellschaft das 
Eigentum am gesamten Reichseisenbahnvermögen, ,auch an allen Bahnanlag,en 
und Fahrz,eugen ,erhalten sollte. Bei einer solchen Regelung hätten die 

, aktlen die vloUe Substanz der Reichsbahn verkörpert. Da die Bahn zu jener Zeit 
noch das Monopol hatte und Erträge bringen konnte, wären damals solche Aktien 
a:m Markt veräußerlich gewesen. Man mußte damit rechnen, daß das Reich dem" 
nächst unter dem Druck der Reparationslast die Stammaktien an das Ausland 
verkaufen würde. ' Deshalb kam für Deutschland viel darauf an, daß die schließ" 
liehe Regelung durch das Londoner Abkommen und das darin enthaltene Reichs" 
bahngesetz der DRG nur das Betriebsrecht übertrug; dem Reich aber das Eigen" 
turn an den Anlagen und Fahrzeugen beließ 5). Hinter den Stammaktien stand 
bei diceser R,egelung nur das Betriebsrecht und das relativ kleine Vorratsvermögen 
der Gesellschaft; beides stellte bei der hohen R,eparationslast keinen für sich 
allein rcalisierbaren W,ert dar. Die, Stammaktien waren damit unverkäuflich, weil 
sie bei ,einer I späteren LiquidaHon der, Gesellschaft leer ausgehen mußten., SIO 

, konnten sie nie zu dnem handelsr,echtlichen Anteil Privater an der DRG führen. 
Das Reich aber als Inhaber der Stammaktien hatte durch 'deren Wertlosigkeit 
keinen Schaden, weil es ganz unabhängig von den Stammaktien das ' 
an den Anlagen und Fahrzeugen behielt und ihm hei Liquidation der DRG auch 
hoch das Betriebsrecht wieder zufallen mußte 6). Ueber die Unstimmigkeit, daß 
das Betriebsrecht als Gegenwert der Stammaktien, der unentgeltlich dem Reich 
überlassenen Vlorzugsaktien und der Reparat10nsverpflichtungen anfangs mit 
Vlollen 24,5 Milliarden Goldmark in der Bilanz stand, tatsächlich aber nicht enf, 
6ernt so viel wert war, wUl'degl'oßzügig hinweggesehen 6 a) 

')In späterer Zeit isi d;s vidfach übersehen worden, wenn befürwortet wurde, der Reichsbahn 
auch nach dem Wegfall der völkerrechllidlen ßindungen mit der innerdeutschen Gesetzgebung 

'eine ähnHche Sonderstellung zu geben, wie sie sie' nach dem Gesetz von 192.1/30 gchabt hatte. 
6) Eino weitere Sicherung gegen Uebo.rfrcmdung lag darin, daß eine ell;aige Veräußerung VO;l 
Stammaktien durch die Hegierung an ui,} Zustimmung des Heichsrats lllld des Hoichstags 
Zwei-Drittel-Mehrheit gebunden war. 
G) InWirkHchkeit waren <li" Stammakti<)ll in der flanu des Heiches nur oin Papier, das in besonders, 
guten Jahren nach Erfüllung aller Verpflichtungen und Hücklagen von dem verbleihenden Ucbcr-
schuß ,eine Dividende versprach. Dieso wäre dann ein" andere Fonn für oino "Abliderung aus 
dern Erlrag an den Eigentümer der Dahn" b"Cwcs-ün. Tals'iichli,ch konnte es in Heparati?lls,-
jahren nio zu einllr soLchen Dividend" kommen; dio lleparalion nahm damals d'!o Stello Clllier 
Leistung für das Heich als den Eigcntümer ein. Das gerade war ja <Ler Sinn der Treuhand;, 

,verwaltung durch die DHG . 
nen 'Wert der Anlas"cn haben dLü 24,5 l\1ia GM ziK!mlich gcnau wiedergegeben; dazu 

Na pp - Z in II in Schriften d. Ver. f. Sozialpol. Bd. 176, S. 336. 
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Neben den Stammaktien der DRG sah der Dawes"Plan die Ausgabe von Vo r" 
zug s akt i ,e n vor. Si,e sollten nach und nach ausgegeben werden, um der Ge" 
sellschaft die nötigen Mittel für Investitionen zu beschaffen. Den Erlös der ersten 
500 M10 GM sollte das Reich unentgeltlich erhalten, ihn aber seinerseits der 
&eparaHon zuführen. Insgesamt sollten zunächst 2 Mia GM Vorzugsaktien aus" 
gegeben werden, wobei auf je 500 Mio GMe i n von den Vorzugs,akHonären 
gewählter Vertreter im Verwaltungsrat ,entfallen sollte; sobald ein sülcher V,ertreter 

. gewählt war, mußte die Regierung eines der 9 von ihr bestellten Mitglieder des 
. V,erwaltungsrats zurückziehen. Da für die Reichsregierung die vün ihr best,ellten 
Verwaltungsratsmitglieder die hauptsächliche Gewähr für eine Geschäftsführung 
in ihrem Sinn darstellten, war jene Vorschrift über den Ersatz von R,egierungs" 
Mitgliedern durch Vertreter der Vorzugs aktionäre vom deutschen Standpunkt 
aus sehr unbequem. Es gelang, sie dadurch unschädlich zu machen, daß bei der 
Emission der Vorzugsaktien zunächst Zertifikate ausgegeben wurden, die dem 
Inhaber alle Rechte des Vorzugsaktionärs mit Ausnahme des Wahlrechtes ver" 
brieften; der Inhaber konnte jederzeit den Umtausch des Zertifikats in eine Vor" 
zugsakti.:: v-erlangen, jedoch danach nicht wieder die Vorzugsaktie in ein Zertifikat 
'lUntauschen. An der Börse gehandelt wurden alLein die Zertifikate, nicht die 
V10rzrugsaktien s-elbst. Das Wahlrecht aber war für die Zertifikate dem Präsi" 
denten des Rechnungshofs des Deutsch,en Reichs übertragen. Da nun für jeden 
Aküonär die V,erkaufsmöglichkeit an der Börse wichtiger war als di:e Chance, 
mit 1000 GM Aktien zu einem 500tausendstel an der Wahl teilzunehmen, kam ,es 
in keinem Fall zum Umtausch eines Zertifikats; das Reich aber behielt die Sicher" 
heit, daß seine Interessen bei der Wahl durch den R,echnungshof"Präsidenten 
gewahrt waren. 
Weil die DRG keine Aktiengesdlschaft war, waren auch die 
0ebenso wie die Stammaktien) keine "Aktien" im Rechtssinn. Sie waren Werb 

. papit::re besonderer Art, für die nach dem Reichsbahngesetz -eine Reihe darin aus" 
drücklich aufgezählter Bestimmungen des Handelsgesetzbuches (Aktienrecht) 
"sinngemäß" galten. Abgesehen vün dem sehr prüblematischen Recht auf V,er::: 
tretung im Verwaltungsrat und dem nur auf dem Papier stehenden Recht auf 
eine Zusatzdividende' waren die. V.orzugsaktionäre so gestellt wie Inhaber von 
Schuldverschr,eibungen 7). 
Nach. den Sondervorschriften des Reichsbahngesetzes galt das Akti'enr,echt nUr 
sehr beschränkt für die DRG. Namentlich war der Verwaltungs rat l<ceine Ver::: 
tretung der Aktionäre nach Art dnes Aufsichtsrats, sondern -ein teils vom Reich 
teils vom Reparations"Treuh.änder einges'etztes Gr,emium. Das g,emeinsame Inter" 
esse des Reichs und der die Reparation betreibenden Alliierten ging dahin, den 
Einfluß auf die Geschäftsführung stark beim Verwaltungsrat zu konzentrieren, 
dabei aber das Privatkapital; das nur in den Vorzugsaktien verkörpert war, v,om 
Einfluß auf die V,erwaltung der "Gesellschaft" fernzuhalten. Deswegen auch die 
oben ,erwähnte Konstruktion der Zertifikate zu dem Zweck, die im Dawes"Plan 
und auch noch im Reichsbahngesetz vorgesehene V,ertretung der Vorzugsaktionäre 
im V,erw.altungsrat illusorisch zu machen. 
Ausgangspunkt und Kern des Dawes"Plans bildete die R,eparaüon. Es war im 
Dawes"Plan vmgesehen und ging von da unverändert in das R,eichsbahngesdz 
von 1924 über, daß die DRG 11 Milliarden G:>ldmark R,e para tion ssch u Id" 

I 

7). hat s.chließlich nach Aufhebung uer Gesellschaftsform im Jahre 1939 auch die Be-
seItIgung .der Vorzugsaktien keine Schwierigkeiten gemacht Die ZcrLifiI,atc wurden nach Wahl 
der "Akhonäre" in RCi;chsba.hn-SchuluvcrschrciIJUngen umgetauscht oder bar ausgezahlt. ' 
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v,erschrdbungen (mit 5 % Zins und 1 % Tilgung, abo 660 Mio 
leistung) dem der Allii:erten in die Hand zu geben 
hatte 8). Zur Sicherung dieser Schuldverschreibungen war,en im Dawes"Plan eine 
Rdhe besonderer Einrichtungen vorges,ehen, dLc großenteils auch in das Reicw 
hahngesetz übernommen werden mußten. Da war zuerst dnc gesetzliche erst,,· 
stellige Hypothek an allen Grundstücken und aUen beweglichen Sachen (einschl. 
Fahrzeuge), die zum Reichseisenbahnv,ermögen 'Oder zum Vermögen der DRG 
in seinem jeweiligen Bestand gehören 9). Die Hypothek hatte an sich geringe 
Bedeutung, da sie dem Gläubiger, abges,ehen vom äußeren Schein, wenig nütz-en 
kJonnte. Mehr berührt wurde die DRG v'On der Einrichtung eines besonderen 
EisenhahnkJommissars, ,eines Ausländers, der ständig nehen der Behörde des 
Generaldirektors saß, -ein unbegrenztes Auskunftst;echt und für den Fall, daß 
etwa die Reparationsleistung stocken sollte, sehr weitgehende Vollmachten besaß. 
Er war der vmg,eschobene Arm des Reparations"Tl'euhänders. - In di:es,em ZU" 
sammenhang ist auch die Regelung zu sehen, daß ein Teil der Mitglkder des Ver" 
waltungsrats (von 18 mindestens 4, gegebenenfalls bis zu 9) Ausländer sein 
mußten und daß jedenfalls die Hälfte aller Mitglieder vlOm Reparations,:Tl"ew 
händel" ,ernannt wurde. Es war klar, daß die Ausländer im Verwalhmgsiat und 
der KlOmmissareng zusammenarbeiteten und auf die P,olitik der DRG beträcht" -
lichen Einfluß nehmen k'Onnten. Daß tr'Otzdem weder die deutschen Mitglieder 
des Verwaltungsrats, besonders der Präsident (v. Siemens) und der 
präsident (Stie1er) noch der Generaldirektor (Dorpmüller) in ernstliche Konflikte 
mit d,em KlOmmissar. kamen, ist im Grunde sicher der Tatsache zuzuschreiben, 
daß es bis zum Zusammenbruch des ganzen Reparationssystems (1930) ni-e zu 
Stockung,en in der speziellen Reparationsleistung der Reichsbahn gekommen ist 10). 
_ Die letzte und oberste Stufe auf der Leiter der Sicherungsmaßnahmen sollte 
nach dem Dawes"Plah -ein internatilOnaler Schiedsrichter bilden, den bei irgend.. 
welchen Streitfällen s,owohl der Reparations"Treuhänder 'Oder der Kommissar wie 
auch di,e Rdchsregierung ,oder die Gesellschaft anrufen konnten - alsoO ,ein 
schwer,er Eingriff in die deutsche S.ouveränität. Es war nicht gelungen, aus dem 
Reichshahngesctz und Londoner Abkommen die Einrichtung des Schiedsrichters 
fernzuhalten. Seine Bedeutung wurde aber sehr abgeschwächt dadurch, daß ein 
deutsches Gericht, das beim Reichsgericht gebildete "Rdchsbahngericht", zum 
ersten Austrag aller M-einungsverschiedenheiten und Streitigkeiten zwischen der 
DRG und der R,eichsregierung cinges,etzt wurde. Der' internationale 
richter sollte nur, gegebenenfalls in zweiter Instanz, angerufen werden können, 
wenn der Dienst der Reparaüonsschuldverschreibungen gefährdet erschien. 
tisch ist -es nie zu -einem Streit vor dem internaüonalen Schiedsrichter gekommen. 

8) wurucn durch dcn Youngplan lU30 au die 
660 Müo GM LHehen ahm· Form oincr VOll ucr DHG zu tragcnuclli 
s t 0 U c r hcslichcn, bis im Jalwc lU:l1/il2 (kr (lIoovcrplall) d@ H{)paratlOllclI (Ier 

'cin Endo machi.}, Transfer-Schwi{)rigkoiten unu Wirtschaftskrise halten oiD Unhallllar-
keit (],cs U{)paralvons's,yslicms douLHch gemacht. . 
9) Diese Hypothek war in d{)r u{)ulsc!t{)l\ Bcchlsordnung ein Kuriosum; sie entsprach den engl:isch-
arlierikanischcn Begriffen von "floatin1? charge": der Eigentümer kann in don ordentLicher 
Wirtschaft über dvo Pfandobjekte lro1 verfügen; Neuorwerbungcn fallen ohne WOllicrcs unter das 
Pfandrecht. - Eine gewisse Achnlichkeil_ (Iarnit h:it (He deutsche Bahn;cinh{)it, doch ['c&lcht auch 
hei ihr dn bcsom!{)ros Grunubuch, das für <lüc Heparationshypolhd( mcht vorgesehen war. 
10) Nicht zu ühersehen ist daß der Kommissa,r sdb,er nicht den Ehrgci,z durch Initi:lJtiv(' 
die Geschäflßführung zu und daß dlO LC1tung der DItG mit Erfolg bestrebt war, 
mit dem Kommissar auszukommen. Vgl. dazu auch S tiel'H, Aus meinem Leben, S. 162. 
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Dagegen hat das Reichsbahngericht in einer Anzahl von Streitfällen entschieden, 
einige Male·auch zu Ungunsten der DRG. (vgl. unten Anrn. 45) 

Die DRG .!n ihrer Arbeit 
Die Wirt·schaftsführung d'er DRG 
Es ,erscheint uns als dne ,erstaunliche Leistung, daß die Reichsbahn in Jahren . 
von 1924 bis 1932 die Kriegs", und Inflationsschäden einigermaßen und 
die Reparationsleistungen ,erbrachte, und dazu noch in den Jahren 1924.blS 1929 
beträchtliche R,eserven ansammeln konnte, die es der Reichsbahn ermöglicht 
haben, zwar. knapp aber doch ohne Zusammenbnlch üher die Kris,enjahre 1930 
bis 1932 hinwegzukommen. Ein Bild gibt folgende, einem amtlichen ·Bericht 11) 
entnommene Zahlenreihe: 

Millionen Reichsmark 

1925 I 1926 I 1927 I 1928 1929 1930 

Einnahmen 4669 4540 5039 5159 5353 4570 
Ausgaben 3974 3680 4158 4294 4493 4090 

Ueberschuß der 'Einnahmen 
üher die Ausgahen 694 

I 
860 880 864 860 480 

B,etriebszahl 85 . 81,1 82,5 83,2 83,9 89,5 

Die te c h n i s ehe E n t wie k e 1 u n g, die in der Zeit der D R G gleichfalls 
große Leistungen aufwies - weitgehend gefördert durch die gesunde WirtschaftS<' 
lage -, kann im Rahmen dieses Aufsatzes nicht behandelt werden. Das,inter'" 
nationale Ansehen, das die Reichsbahn in den Jahren zwischen den heiden 
Krieg,en sieh ,erwarb, heruhte wesentlich nlit auf den als vorbildlich angesehenen 
technischen Leistungen 12). 
Das ,erfolgreiehe Wirtschaften der DRG hatte hauptsächlich drei Voraussdzungen: 
1. In alIel'erster Linie die Tatsache, diß die Eisenbahnen dama1s noch die Mono", 
polstellung soweit ungebrochen hatten, daß ihnen die Anpassung der Tarife an 
den Finanzbedarf möglich war; 
2. Freiheit von politischen Belastungen in relativ weitem Umfang, namen'tUch 
bei TarHen, Beschaffungen und Bauten; 
3. !fine Neugestaltung des Finanzdienstes im Organisatorischen wie in der mate,. 
. dellen Finanzg,eharung, insbesondere stark'e Zentralisierung der Finanzdisposition 
und neUe Formen der Rechnungsführung; sparsame Ausgabenwirtschaft, auch 
Personalwirtschaft; v·orsichtige Investittonspolitik. . . 
Die Wirtschaft der DRG stand v,on Anfang an von zwei Seiten her unter heson" 
der,em Druck: 1. war sie mit den sehr hohen Finanzleistungen belastet, die nehen 
allem anderen die Reparation mit sich brachte; 2. stand sie vor gesteigerten techni", 

. des internationalen Sonderausschus5e1> in Dasel, der 1931 aut Grund des YoungplllnC5 . 
dH) Zahlungsfähigkeit Deutschlands zu untersuchen hatte. ,Er kam zu dem Ergebnis, 
daß die Aufr·echterhahullg der Hcparationen die Wirtschaft Deutsch-
1 an d 5 zug run d ,e r i eh t·o n würde. (Der Bericht ist abgedruckt in Verk. (echn. Woche 1932, 
S. 33.) . 
12) Es würde skh lohnen, sie Gegenstand eines zusammenfassenden 'Aufsatzes zu maohen. 
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schen Aufg.aben, die sich aus der V,ernachlässigung des Apparates und aus dem 
V,erlust an Material inf,olge des Krieges und aus dem damit verbundenen Rück:: 
stand gegenüber der technischen f,ortentwicklung ,ergaben. Schlkßlich kamen 
dazu auch noch hohe Sonder"Personalkosten, gleichfalls als mittelbare Kriegs" 
folgen. 
In den nelJn Jahren von 1924 bis 1933 gelang es, die Kriegsf'Olgeschäden im 
wesentlichen zu besdtigen und dk Rdchsbahn technisch wieder auf dLe Höhe 
zu bringen 13); 'es gelang auch, die Reparaüonsleismngen s'Olange zu erfüllen, bis 
1930 das R,eparationssystem überhaupt zusammenbrach. Die politischen Persona!" 
lasten dag,egen hat der Reichsbahn niemand H). 
Wenn man aus den heutigen Zeitverhältnissen zurückblickt, kann man sich 
wundern, ,es möglich war, trotz S'O großer Lasten und Aufgaben S'O erfolg .. 
reich zu wirtschaften, wie ,es bei der DRG tatsächlich der Fall war. Die Erklärung 
liegt darin, daß die Eisenbahnen in jenen Jahren, bis zur Wirtschaftskrise, das 
Münopol noch ziemlich ungebrochen hesaßen 15), und daß die sehr selbständige 
Stellung der DRG die Möglichkeit gab, in ihrer Finanz", Verkehrs .. und Persona!" 
politik sich' viel freier zu bewegen, als es sonst irgencleiner Staatsbahn im Rahmen' 
der Verfassung möglich gewesen wäre. Schließlich darf dabei auch die 
lichkeit der Leitung des Unternehmens nicht ganz außer Betracht gelassen werden ... 

, Um nur dn Beispiel zu nennen: Es war für die DRG eine Selbstv,erstän:dlichkeit, 
daß sie ihren Wirtschaftsplan allein und 'Ohne Mitwirkung von Regierungsstellen 

\!I' aufstellte, und daß sie ,ebenso frei ihn auch im Lauf des Jahr,es je nach' der 
wicklung der Geschäftslage abänderte. Bei der Tarifbüdting war zwar die Regie .. 
rimg miteingeschaltet;' konnte man sich aber nicht verständig,en, so lag die letzte 
Entscheidung'bei dem ganz unabhängigen Reichsbahngericht (bzw. bis 1930 unter 
Umständen bei einem internationalen Schiedsrichter). Für die Finanzkraft der 
DRG war es auch wesentlich, daß sie nach dem Gesetz v,erpflichtet und auch tat .. 
sächlich in der Lage war, relativ hohe Rücklagen zu bilden. Man hat ihr damals 
öfter vorgew'Orfen, sie treibe eine Politik der "Thesaurierung" 16), die R,egierung: 
konnte sk daran nicht hindern, und der Verlauf der' Wirtschaftskrise hat die 

Schon der Geschäftsooricht 1929 (S. 5 u. 6) konnlAdeststdlen: "Der Fahrzcugbestand entspricht 
im allgemeinen den Bedürfnissen des Verkehrs." Es war durch Einbau Zug-
vorrichtungen und KuppIung,on oine gcwis,se vVertslLeigorung bei den Fahr:bcugün möglich geWeS>e1fi. 
Beim Oberb:lu war Endü 1928 noch ein H.ost d0S Nachholbedarfs (7700 km) 'vorhanden; er konnte 
in den folgcIlUen Jahren nur noch zum Teil beseitigt werden; in der zweiten Hälfte d,er 3Der Jahre 
setzto dio Stahlknappheit als Vorbote des Krieges ein und immer mehr den neuen Nach-
hoLbedarf, der bis heute noch wirkt. . ". 
14) Allein die vermehrte Poooionslas,t betrug laut Geschäftsbericht 1930, (S. 4) jährlich 226 l\Iio 

" Als wei(.orc "pol,ütis,che LalSten" der Heichsbahn sind dort aufb"Cführt: HeparntLonssLcuClr 660, M10, 
Dividendo auf 500 l\Ho Vorzugsaktien, die dem !teich unentgdtlich gegeben werden mußten, 
mit 35 Mio, Mehrkosten infol,go Gwnzziohung 18 Mio, zus,ammen 939 Mio Rl\1. Dazu zählt dcr 
Ges,chiLl'tsbcricht (mit Hecht:» auch noch die Beförderungsstcuor mit 280 Mio HM,' .schon 
(1930 unLer d·em Eindruck dür sah man als Folg'<> der pohhschen 
La'sten das Schreckgespenst des Sub s t a n z vor z 0 h I' s: "Diese Lasten sind so hoch, (!aß selbst 
in günstigen vVirLs,chaftsz'eiten keine Mittel bereitgestellt we,den können. um Rückstände 111 Unter-
haltung und Erneuerung na:ch7Juholen. Noch weniger gestat,ten sie. die nöt.igen für 
schlechtere Zeiten 21U bilden. In sc.hlechten Geschäftsjahren kann daher d'Ür AusgleIch durch 
Werlmtnderung des Reichseiscnbahnvcrmögeils geschehen. di'Ü Gesellschaft verwaltet .. 
15) W,cnn schon dama:l, duc DHG über Krar'twagenkonkurrc:nz klagto. waren d?ch die Einb:üche 
in das rvlonopolimmcr erst in den und mit dem h,mtigcn Zustand gar mchl zu verglc.Lchen 
(Zahl der Lastkraftwagen 19:}2 knapp 10,0000. 1953 über 500000). 
16) Dio ll-cscrvo allein an Kasse und Bankguthabell helid sich Anfang 1030 anf üher GOO :\1;0 It:ll. 
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Nützlichkeit dieser PlOlitikerwiesen 17). Ein weiteres wichtiges Charakteristikum 
der damaligen Finanzpolitik war die große Vorsicht bei Investitionen, die auf 
Kr,editen beruhten. SchIOn der Geschäftsbericht 1927 (S. 4) sagt: "Oberster Grund" 
satz muß sein, daß laufende Betriebsausgaben nicht durch kurz" oder langfristige 
Anleihen bestritten werden 'dürfen." In der die Zeit bis 1933 umfassenden halb .. 
amtlichen Schrift "Wirtschaftsführung und Finanzwesen der Deutschen Reichs".: 
bahn" (1934) heißt ,es: "Die Reichsbahn hat d1e Aufnahme kurzfristiger Kredite, 
wie s1e gl10ße Teile der deutschen Wirtschaft in den J ahl'en 1925 bis 1929 auf" 
g,enommen haben, völlig vermieden. Auch hatte die Reichsbahn, im Augenblick 
der Bankenkrise, abgesehen von der y.ounganleihe, keinerlei Valutaverpflich" , 
tungen aufzuweisen. Vor allen Dingen muß immer wieder daran erinnert werden, 
daß :es nicht gerechtfertigt ist, Eisenbahnanlagen auf Grund <einer kurzfristigen 
Finanzierung zu ,bauen. Das gleiche gilt auch für fast alle Beschaffungen der 
Reichsbahn. " 

Di,e N,euordnung d,es Finanzdienst,es der DRG 
, Dte V'ereinheitlichung des Ceinschließlich des' Rechnungswesens), 
die mit dem Zusammenschluß der Staatsbahnen zur Reichsbahn nötig wurde, 
stand 1924 noch in den Anfängen. Die DRG führte in den Jahren bis 1930 
diese V,erdnheitlichung durch und schuf für die Finanzwirtschaft der Reichsbahn 

, völlig neue Grundlagen. An die Stelle der hergebrachten kameralistischen Wirf" 
schaft und Buchführung wurde dne solche "nach kaufmännischen Grundsätzen" 
ges:etzt. An die 'Stelle 'des kameralistischen Saldos zwischen Einnahmen und Aus" 
gaben ,eines Jahres mußte die Erfolgsr,echnung mit V,ermögensbilanz,en und Er .. 
mittlung des Betriebsergebnisses treten. Der Begriff Ausgaben mußte durch 
K'osten im kaufmännischen Sinn ersetzt werden. Damit aus der Haushalts.. eine 
ErflOlgswirtschaft wurde, war,en neue Methoden der Wirtschafts .. und R'echnungs .. 
führung nötig. Es ergab sich die Umstellung der Buchführung zu einer solchen 
mit Buchungsplan nach Sachgebieten. ' 
Die neue B u c h u n g so rd nun g konnte am 1. Januar 1930 eingeführt werden. 
Sie teilt die Ausgaben auf nach den Sachgebieten: Betriebsfühnmg, Unterhaltung, 
Erneuerung, Anlagezuwachs. Damit waren die Kosten für Erneuerung der An .. 
lagen und Fahrzeuge aus der Betriebsl'echnung herausgeschält, und beim Anlag,e .. 
zuwachs trat eine Trennung zwischen Betriebsentwicklung und Neubau ein. ß.ei 
der Erneuerungsrechnung wird das "Erneuerungs"Soll" besonders festgesetzt und 
ZWar in solcher Hohe, daß es das Abschreibungsbedürfnis deckt Das neue 
Buchungssystem 'ergab zugleich ,eine Abrechnung zwischen den Eislenbahn .. Direk..: 

17) Für das DurchhalLen in den Krisenjahron kam es der DRG auch zustatten, daß sie 1929 ein 
Abkommen mit l1em !teich über langfristige Anleihen sc!hließen konnte. DM Rl,ich erklärte 
damit einverstand€ll, bei wkhen Anleihen, di:o über das Ende des Betrid)srechts d,cr DRG hinaus-
1i:of,en, von 1965 an die TiJgungsOOl.räge a:uf sidl zu nehmen, die alst1ann boi Annahme oiner 
60jäbrige:n Tilgungsfrist. oHen wären. Dieses Ahkomn:en 1?31 rückwirk<:nd auf 
AnLeihen aus!!eoohnt, dw smt 192,1 aufgenommen waren. Da dm Gesdlsdliaft r1l'ese Anlcilhen 
stärker getiJIlgt'hatLe (völlige bis 196'1), konnte sie 1931 den Mohrbetrag von 281 MI 

, der Gewinn- und Verlustrochnung zuführen (Gcs<::häftsherichL 1933, S. 4). - Ferner hatle dLe DRG 
in den Jahren 1924/25 einen hrjhen ßesland an Betr;ehss,toHen gchaM, Sio konnte ihn 
spilLer iSystematißch niedriger hil!ltt,n und darin li,c'gondc stH!o Heservo rcaLi'sicrcn. ßcsl.J.nd 
ging von 4.85 Mio HM (1\)25) auf 1m) Mio HM (1931) zurück, so darS 316 Mio freL 
(H. ßaumann, Verk. ,'Woche 1932, S, 289), - Vgl. auch Homb'erger, HelChsbahn m der 
Wirlschaflskrise, "Reichsbahn" 1931, S. 117). 
18) Dazu n ö bein "Reichsbahn" 1933, S. 66 H. und Pr a n g in ,:Rcichsbahn" S. 410 ff. 
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üonsbezirken und die betriebswirtschaftliche Abr,echnung in den Ausbesserungs;: 
werken. 
Für die Wirtschaftsführung wurde an die Stelle des festen Haushaltsplanes der 
bew,eglichel'e . V 0 roa n s chi a g gesetzt, den der V,erwaltungsrat festzus,etzen 
hat, der aber, (im Gegensatz zum kameralistischen Haushaltsplan) nötigenfalls 
im Lauf des Geschäftsjahres geändert werden kann; .' 
Durch ,ein im Lauf der Jahre ,entwickeltes System von M'eldung,en und Zusammen;: 
stellungen hat die L'eitung des Finanzdienstes sich di'e lückenlos,e Kenntnis aller 
maßgebenden Zahlen g,esichert. "Die wichtigste Aufgabe besteht nicht darin, sich 
auf Grund von Jahresabschlüss'en ein Bild über die <eingeschlagene falsche oder 
richtige Politik 'zu machen, sondern durch rechtzeitiges Eingreif,en dafür zU 
sorgen, daß die' jeweils erforderlichen Maßnahmen mit der nötigen Schnelligkeit 
getroffen werden, so daß der entstehende finanzielle Erfolg, soweit es überhaupt 
möglich ist, rechtz.eitig im voraus beeinflußt 'wird. Dazu gehört naturgemäß eine 
außel'ordentliche Beweglichkeit und Entschlußkraft und der feste Wille, die er;: 
strebten Ziele dann zu ändern, wenn die Voraussetzungen gewechselt haben" 19). 
Schließlich mußte die D R G sich auch einen R e c h nun g s p r ü fun g s die n s t 
neu ,aufbauen, da der Rechnungshof des Reichs für die Gesellschaft keine 
Prüfungsaufgaben 'erfüllen konnte. Der Prüfungsdienst, an dessen Spitze das 
Hauptprüfungsamt der DRG stand; hatte nicht nur die Ordnungsmäßigkeit des 
Rechenwerks zu prüfen, sondern auch die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
kritisch zu verfolgen. Das Hauptprüfungsamt machte einen Jahresbericht an 
den Verw,altungsrat sowohl über die Wirtschafts,: und Rechnungsführung als 
auch über den Jahresabschluß. Die Reichsregierung hatte das Recht, die Bilanz 
und die Gewinn;: und Verlustrechnung nachprüfen zu lassen. Auch der Ver;: 
w,altungsrat wünschte trotz des Berichts des Hauptprüfungsamtes n'Üch eine bilanz" 
technische Nachprüfung durch unabhängige Sachverständige. In den ersten 
Jahren Hefen beide Nachprüfungen getrennt. Von 1930 an wurden damit (auf 
Grund ,eines besonderen Abkommens mit der Reichsregierung) der Präsident 
des R,echnungshofs und ein Direktor der Deutschen R'evisions;: und Treuhand-
gesellschaft gemeinschaftlich \Jeauftragt 20). 
Neben das Buchungssystem des Finanzdienstes wurde von der DRG noch eine 
eigene B je tri ,e b s k ,0 s t ,e n r je c h nun g (Beko) aufgestdlt, die das Rechnungs" 
werk zu ,ergänzen hat. Ziel dieser Bek,o ist, über die Höhe der Kosten für ein" 
zeine Leistungen des Unternehmens Aufschluß zu geben. Dazu wird das Unter;: 
nehmen nach Geschäftskr'eisen gegliedert, die auf di,e <einzelnen Geschäftskreise 
.entfallenden Ausgaben werden ermittelt, die Leistungen im -einzelnen werden 
mit dem auf sie entfallenden Aufwand' gegenübergestellt. Ueberall da, wo das 
Rechnungswerk nicht ins dnzdne geht, hat die Beko die Aufgabe, die Ausgaben;: 
seite genau zu durchleuchten und zu durchdringen. Durch die Belw werden 
die KlOst'en und KlOstenanteile für jede Leistungsart ermittelt 21). 
Alle diese v,on der DRG damals gescllaffenen Einrichtungen und Grundlag,en, 
des Finanzd1enstes und der bestehen, weil sie sich bewährt 

19) Aus der halbamtI.ichclI S·chrift "vVj.rLsdlaftsführung und Finanzwescn der Deutschen lleichs-
bahn'·'(S. 93), U<JI'cn IlaupLvetf,lssol" Dr. IIomborgür war. 
20) Wirtschaftsführung und FinanzwCo';C'n der DU, S. 176. 
21) Tecklenburg, "He'ichsbahn" 1933, S. 475. Zu vgl. auch die grundlegende Schrift von 
Te ck 1 '0 nb u I' g, Die: Botriebskostcnrechnung dor DU, IJerlin 1928. Ferner: Lei b b ra n d, 
Die Beko und ihre Verwendung, "Heichsbahn" 1932, S. 486 fr. 
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haben, im wesentlichen heute noch. Zum Teil sind sie noch weiter ausgestaltet 
wlDrden. 

Di,e Tarif"Uhd Vubehrspolitik der DRG 
Der DRG wurde 1924 der Start dadurch ,erleichtert, daß sLe dn relativ günstiges 
Tarifniv.eau v,orfand, das sich bei der Stabilisierung der Wähnmg im November 
1923 ,ergeben hatte (Gütertarif"Index g.egen 1913: 200 % ). Das 'ermöglichte es 
der DRG, in der F.olgezeit zahlr·eiche Ausnahmetarife. dnzuführen und damit 
teils der Wirtschaft Erleichterungen zu. gewälwen, teils den eigenen 'Einnahmen 
durch V,erkehrszuwachs aufzuhelfen. Im Lauf der Jahre brachten aber Preis" 
und Lohnerhöhungen dne derartige Steigerung der Ausgaben, daß dne allgemeine 
Tariferhöhung unumgänglich wurde. Sie wurde 1928, nachdem die Rdchsregie" 
rung ihre Zustimmung v,ersagt hatte, durch einen Spruch des Reichsbahngerichts 
im Ausmaß vlDn 250 MilD RM jährlich genehmigt 22). Im Personenverkehr wurde, 
gLeichfalls 1928, die nötige Anhebung der Tarife in geschickter W'eis,e mit der 
Rationalisierung in Gestalt des "Zweiklassen"Systems" . verbu1).den: die 3. und 
4. Klasse wurden verschmolzen, die 1. fast ganz abg'eschafft und bei dieser 
Gelegenheit das Tarifniveau etwas angehoben. Bei den Personentarifen ist auch 
bemerkenswert, daß die DRG 1931 die einführte, sich bis heute 
als gut v,erkehrswerbend erwicscn haben. Eingeführt wurden si'e damals als ein 
T'eil der allgemeinen Preissenkungsaktion. Man hatte übrigens schon bei der 
DRG - 'Offenbar auf Grund der 'Obcn erwähnten T'ecklenburgschen Betriebs,: 
kostenrechnungen - ,erkannt, daß. der Personenv,crkehr der Reichsbahn, wie 
der der meisten ausländischen Bahnen, nicht rentabel sein konnte 23). 
In diesen Jahren begann auch der Wettbewcrb des Kraftwagens im Güterv,erkehr 
sich fühlbar zu machen. In der ersten Zeit versuchte, man, ihm mit "Ausnahme" 
tarif'en als ausgespJjochenen Kampf tarifen, den sogenannten K"Tarif,en, zu bC:' 
gegnen, könnte diese Politik aber auf die Dauer nicht durchhalten 2!). Auch der 
Versuch, durch Erw,crb einer grüßen SpediHonsfirma (Schenkervertrag) 25), groß" 
zügige Organisation des Sammelladegeschäfts und Einführung eines Haus"Haus" 
dienstes in V,erbindung mit R'ÜUgeldzuschüssen das Stückgut vom Kraftverkehr 
fernzuhalten, brachte keinen nachhaltigen Erfolg. Das ProbLem Schiene-Straße 

22) Man hat d()n Eindruck, daß dam:l'1s di() Regierung das Odium der Tariferhöhung nicht auf 
sich nehmen woll tEl, dies vi()lmehr gern dem poliliis'ch unabhängigon Gericht üool'ließ. 

23) "Di'l) Einnahmen des Güterverkehrs mÜS!l()ll dem PcrsonmlV'el'kühr, der von sdncn oigenen Ein-
nahmen nicht kLon kanu, :cu Hilfo kommen. Da dies,!) ZuS'chüsoo aus d,cm hochwc'l'tigen Güter" 
verkehr herausg<!holl worden müssen, wird das Gkichgewicht gestört, wenn dor Laslkraftwag()n 

. in das' der ltci'chsbahn ()inbri,cht. und Slich <1Cr lukrabuven Trall<lporle hCIllächligt" 
(])'Hpmüll.er hl "Heiehshahn" lB3a, 4.2G). Daß um den lldl'ug di'l',er 
für Jen l'ersonenverkdlr di,o Güterlarife überhöht sein und dadurch dio "VeUbewerbs-
kraft der Bahn im Gülerverkehr l'eidüt, di'eoo nahclieb"<:ntlo Schlußfoig()l"ung wurde bisher nicht 
gezogen. 

L ;! 

\; 

24) Der Geschäft.&bericht 1930 (S. 7) beulcrkt zu den K-Tarifen: .,Aus eigener Kraft alloin ist 
es der Heichshahn nicht möglich, auf volkswirtschaftlichen Grundsätz·ell aufgebautes Tarif-
system: iII$OOSondero .stärkere llelaslung (],cl' hochwertigen Gü!;)r, (lagegen n1c>drige Tarife für Roh-
sLoHe, aur die Dauer aufrcc1ÜliUcrhalten. Schon lange hat die Heichshahn uarauf hingcwiesr.n, daß 
die in der V,)rk0hrsbedienung geregelt werdem müssen. Lc,i,tol' ist ihr Vf'irc 
langen' nach gC5el7Jkher Hcgdung nicht erfüllt W,enn die erforderlichen Maß-
nahmen nicht &ehr bald ergriffen weruen, ist eine Erhiihung ltor unerliißlich." 

26) uer DRG 1930' S. 7 und 1931 S. 68, 
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ist heute, nach über 20 Jahren, noch fast ebenso ungelöst wie .damals 25). Durch 
die gesetzUche Regelung v,om 1. November 1931 sollte der Wettbewerb Schiene-
Straße im F,erngüterverkehr eineeinheitUche Grundlage erhalten. D1e DRG 
senkte desweg,en die Tarif.e der ,oberen Klassen und v,erzichtete auf die K"Tarif·e. 
Im Geschäftsbericht der DRG (1932,S. 6) wi.rd resigniert festgestellt, daß die 
Reichsbahn damit schwere Einnahme,opfer gebracht habe, daß aber trotid:em 
zu befürchten sei, daß das Ziel des Gesetzg·ebers nicht erreicht werde. Man hatte 
ehen damals auf aUen Seiten das Tempo des technischen Fortschritts und die 
W,erbekraft des Kraftverkehrs ebenso unterschätzt wie die Schwierigkeit, zwischen 
dem g.emeinwirtschaftlichen Staatsbetrieb der Bahn mit seinen politischen Lasten 
und der viel privatwirtschaftlichen U nternehmun'gs form des Kraftv,er .. 
kehrs dnen billigen Ausgleich zu finden. 
Auch das V,erhältnis der Reichsbahn zur BInnenschiffahrt hat sich in den Jahren 
der DRG zwischen 1924 und 1933 geändert, wesentlich im Zusammenhang mit 
Kanalbauten. In der Zeit der Staatsbahnen (bis 1920)bestand freundschaftliches 
Zusammenarbeiten, nicht selten mit der Front gegen dne andere Staatsbahn, der 
rnanim Wettbewerb begegnete, z. B. bei der preußischen ebenso wie bei der 
sächsischen und der badischen Staatsbahn in der Politik, den Verkehr über 
eigene Bahnlinien zu den eigenen Häfen zu lenken. Mit dieser Tradition pflegte 
die DRG zunächst auch noch in den Jahren nach 1924 den kombinierten Bahn" 
Schiffsverkehr, indem sie von Jahr zu Jahr neue, günstige Umschlagtarife ein" 
führte. Erstmalig im Geschäftsbericht der DRG 1930 finden wir eine, scharfe 
Kritik ,enthaltende Bemerkung mit der Spitze gegen die Kanalschiffahrt 21). Kurz 
danach setzte die P,olemik gegen den. für das Finanzintel'esse der Bahn 

unerträglichen" Zwang hinsichtlich des Binnenumschlagtarifs für Kohle ein 28). 
" Im V,ergleich mit der Zeit der DRG hat sich l;eute der Druck des W.ettbewerbs 
auf di,c Bundesbahn sehr verstärkt. Das M'onopol der Eisenbahnen ist endgültig 
d.ahin; der W,erttarif ist in seinen Grundlagen erschüttert; der Apparat der Bahn 
ist nur zum Teil ausgenutzt. Es mag sein, daß ein Teil des an den Lastkraftwagen 
verlaDenen Verkehrs durch eine Angleichung der Bedingungen hinsichtlich der 
"\XT,egekosten und der politischen Lasten zurückzugewinnen ist. Es mag auch sein, 
daß dn Teil des Vmsprungs, den die. Binnenschiffahrt im Vergleich zur Zeit 
der DRG gewonnen hat, durch:eine kostenrichtige Mengenstaffel im Tarif für 
Massengüter wieder auszugleichen ist. Die Bundesbahn könnte dann in Jahren 
guter lGonjunktur vom nefizit frei werden und die nötigsten Rucklagen machen. 
Daß sie aber .wie zu Zeiten des Mon'Üpols und noch in den Jahren vor 1930 auch 
noch' Erträge 'etwa in der Größenordnung der Reparationslcistungen abwerfen 
könnte, das ist bei dem Auftrieb, der dem Kraftverkehr innewohnt, heute gar 
nicht mehr vorstellbar. Auch darin geht das Rad der Geschichte, - h1er: der 

26) Interessant ist für uns heule, daß schon 1\)32 der Präsident des Verwaltungsrat.3 der DRG 
(v. Siemens) auf die Vorbelastung der Heichsbahn durch ihre' Woge-
k 0 s t (} n hinwies: "Dio Eisenbahn ·wehrt ,laß der Staat von ihr verlangt, alle zur 
Durchführung des Verkehrs selbst zu tragen, dem Konkurrenten aber dicso 
Lasten zum großen Teill abnimmt. Die Ei"nuhalm fiiI' Herstellung, . IIlHl 
Sicherung des Schienenweges aufkommen, auf den rund 2/3 d:er Anlagekost.en entfallen. 
21) "Di,e hcantragt.e Tarifermiißigung für Kohlen nach der lhederhütlo d:ie. Heichs-
regierung nicht, errnäßiglo dagegen so, dJiesor Verkehr für UJ;} Heichsbahn 
verloren ging und aur den Mitlollandkanal a!)gelenkt wurde." 
28)' Kat t Q r in "Heichsbahn" 1\)32, S·. 22\) . 
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Entwicklung, - nicht rückwärts, und daran kann auch noch 
so gute und noch so freie Organisation der' Bundesbahn etwas andern. 

Di'e P'ers 1ona1politik d·er DRG 
Für ihre Personalwirtschaft hatte die DRG durch das Reichsbahngesetz eine 
So n der s t ,e 11 u n gerhalten, die die Personaldisposition. und den Arbeits,ein" 
satz wesentlicherleicMerte, aber zum Tdl damals schon heftig angef.ochten wurde. 

Es handelte sich dabei um folgendes: 
1. konnte die Verwaltung ihre Beamten jederzeit auf Wartegeld setzen, d. h. 
".abbauen", ' . . 
2. konnte di'e Verwaltung den Beamten besondere Ldstungszulagcn gewähren, 
3. konnte die Verwaltung ,eine Anzahl von Beamten (Höchstzahl 0,5 % 0 aller Be" 
diensteten) zu leitenden Beamten bestellen und der,en B,ezüge völlig frei f.estsetz.en, 
4. konnte die Verwaltung (von 1924 bis 1930) die Beamten auf Dienstposten von 
geringerer Bewertung vers,etzen, wenn das dienstliche Bedürfnis ·es 'erforderte. 
Di,ese letzte Bestimmung (zu 4) wurde besonders kritisiert; sie wurde bei der Revi" 
silon des Gesetzes 1930 beseitigt, weil die Y'erwaltungin der Y,ersetzung in den 
Waxtestand dne ausreiche,nde Möglichkeit hatte, ungeeignete Kräfte zu ent" 
f,ernen 29). . " 
Daß die "L eis tun g s z u lag 'e n" sehr umstritten waren, kann man verstehen, 
zumal da nach außen hin meist ihre Schattenseiten sich zeigten. Waren sie in der 
Hand dner gewiss,enhaften Leitung ein wertvlOlles Mittel, um tüchtige auf 
schwierigen Posten ,arbeitsfreudig.zu 'erhalten und um durch BeLohnungen wirk" 
lieh hohe Leistungen zu 'erzielen, so brachten sie bei charakterlich schwachen 
VlOrgesetzten die Versuchung mit sich, willkürlich zu verfahren, Günstlinge zu 

. bevorzugen und dem Strebertum Vorschub zu leisten. Durch die Novelle des 
R,eichsbahngesetzes von 1930 ist deshalb die Gewährung von Leistungszulagen 
("V,ergütungen") an bestimmte, einigermaßen genau umschriebene Voraussdzun:1 
gen geknüpft worden. Die Einschränkun'g, daß die Summe aller solchen Vergü" 
tungen '4 % des gesamten Aufwandes für Beamtenbezüge nicht überschreiten 
dürfe, stellt einen s·ehr weiten Rahmen dar. 30) 

W,ohl keine Einrichtung hat Mißgünstigen so sehr die Möglichkeit geschaffen, 
die DRG inder Oeffentlichkeit zu verdächtig1en, wie die lristitut10n der "lei .. 
te nd ,e n B 'e amte n" namentlich im Hinblick auf die Unkontrollierbarkeit 
ihrer Bezahlung. Es war ein großer Foehler, daß Generaldirektor und V,erwaltungs::: 
rat sich jahrelang in Schweigen hüllten, indem sie auf ihr gesetzliches 
pochten, jede Auskunft darüber auch der Regierung zu verw'eigern. Die Folge 
war, daß sich bei Regierung, Parlament und in der breiten Oeffentlichkeit weit 

VlOrstellungen von der Höhe der Bezüge des Vmstands und der • 

79) M?glichkeit muß eine B<ltrwbsver;valtung haben, W<lnn man überhaupt bei 
, lhr d10 InsLllulioon wül. Deswegen ist auch im Bundec>hahn-

von 1951 unter gmvls'sen Kautelen [bi) Verwendung <lines Beamten auf geringer bewerteten 
DJenstposten vorgesehen. . 
30) Auch das Bunuesba.hngcslllz von 1951 gestattet die Gewährung VOll Belohnungen und Ver-

letztero allerdings beschränkt Die Sicherung Mißbrauch 
wml darm g·csucht, dalS Verkehrs- und Flll.anZlmnlisoor bel Aufstellung u-cr Hichtlinien mitwirken. 
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sonstigen Spitzen der Verwaltung bildeten 31). Dies,cr Zustand mußtc auch auf das 
V,erhältnis der Leitung zum eigenen Personal und zu den Gewerkschaften nach" 
teilig wirken. W'enn die DRG in der Press,e und im Reichstag als, Dawes"Gese11< 
schaft", ,als "Staat im Staate", und in ähnlich<!n S'chlagworten hitisiert wurde, 
war das im letzten Grund meist durch die Vorstellung von übertdebenen hohen 
Gehältern mitveranlaßt. Erst anfangs der 30 iger J alwc hat sich die Leitung der 
DRG herbeigelassen, einige präzis,e Angaben an den Reichsv,erk,ehrsminister für 
den R,eichstag zu machen. Sic waren geeignet, beruhigend zu wirken. In dcn 
Jahren nach 1930 wurden übrigens die Bezüge nach und nach denen der Reichg" 
beamten angeglichen. 
In der P,ersonalwirtschaft hatte die DRG von ihrem.VQrgänger, dem 
Unternehmen Deutsche Reichsbahn ein günstiges Erbe übernommen. Die Arbeit 
war dadurch sehr ,erleichtert, daß bereits s,eit Oktober 1923' der allg,emeine P,erso" 
nalabbau in der Reichsverwaltung im Gang war und die DRG üm nur fortz'u" 
setzen brauchte. Der Personalstand der Reichsbahn, der 1923 noch über 1 Million 
Köpfe betragen hatte (gegen knapp 700000 in 1913), war 1925 auf 733000 gesenkt 
und betrug 1929: 713000 und 1933: 593000 Köpk Es fällt auf, daß tJ:>otz dieser 
Scnkung der Anzahl der Aufwand für das Pcrsonal in der gleichen Zcit bcträcht" 
lieh anstieg: von 2470 Mio RM Ceinschl. Soziallasten) in 1925 auf 2965 in 1929 und 
dann wieder auf 2116 in 1933 abfiel. Der Anstieg in den Jahl'icn bis 1929 beruht 
darauf, daß anfänglich (1924{25) die Löhne in der neuen Reichsmark"Währung 
relativ niedrig waren und den Lebenshaltungskosten nach' und nach angepaßt wer" 
den mußten, während 1931 die Preissenkungsaktion der Regicrung, die die DRG 
mitmachte, in ,erster Linie auch die Löhne usw. lermäßigte 32). 

Wir t s c h a f t Ü eh k'Ci t dur ehR a ti ,0 na 1 i s i >er u ng 
Der Zwang, die ReparatLon herauszuwirtschaften, bedeutete für dic DRG zugleich 
auch den Zwang, ihr,en Betrieb so rationell wie nur irgend möglich zu gestalten. 
Dem kam ,es zustatten, daß die Gesellschaft auf fast aUen Gebieten ihres eigenen 
Betriebes Freiheit des Handelns besaß und nicht auf VlOl'behalte der Regierung 
Qder Pr,oteste p,olitischer Art Rücksicht zu nehmen hatte. Dcr V,crwaltungsrat, der 
bei aUen wichtigen Fragen dic Entscheidung hatte, ging nicht nur meist mit, wenn 
der Generaldirektor Rationalisierungen vorschlug, sondern er war, z. B. in Orga" 
nisationsfragen, mitunt,er selbst der die Rationalisierung vorwärtstreibende Teil: 
V orweg ist zu sagen, daß die Bersonalwirtschafteines großen Unternehmens 
vielfach nichts ahderes ist als das Aufsuchen und Durchführ·en von Möglichkeiten 
der RaUonalisierung im Arbeitseinsatz. Die Erfolge, die die DRG dabei hatte, 
sind hel'ieits im vorigen Abschnitt geschildert worden. Im Rahmen diesles Aufsatz.l$ 
können sonst nur einige augenfällige Beispkle genannt werden: Die Einführung 
der durchgehenden war nicht das Verdienst der DRG, denn sie 

51) Generaldirektor und Vorstandsmitglieder hatten relativ hohe Bezüge, die denen 
industrieller Unl:erndllilen angüglichen warei}, Auch die der Hc,i.:hsbaluuhrcktl,oncn 
waren durch herausHchown. llci den anderen 1citendün lleamteIl hielten sich 
die Bezüge durchweg :in einer Höhe, dio um 10 bis höchstens in Ausnahmefällen um 
der normalen lleamtenbcsolUung lag. Deswegen hat sioh die hartnäckige Geheimhaltung Wirklich , 
nicht gnlohnt. , 
32) Dem nückgang Jer Peroonalkostüll von 1929 bis 1933 um über 800 Mio. UM jährlich .,swht 
ein noch vi<:l größ;Jrcr Rückgang Jer Verkehrseinnahmen (von 5,3 auf 2,9 l\ha B.l\l) gegcnuher; 
davon gehen rund GOO Mio UM jährltch auf das Konto 001' Tarifsenkung Ende 1\l31. 
V gl. "Reichsbahn" 1932, S. 291. 

.. 
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war schon vm 1920 von den Staatsbahnen begonnen worden. Die Gesellschaft 
brachte sie rasch zum Abschluß und erntete den Erfolg mit P,ers'Onakrsparnis 
und großer Beschleunigung des Güterverkehrs. 
Die grundlegende Umgestaltimg des Werkstättendienstes dag,egen' war 'das 
W,erk der DRG (und bei' ihl: im besonderen das Pder Kühnes). 1925 
wurden die gl.1oßen Werkstättenbezirke mit den Geschäftsführenden Direk" 
tionen gebildet. Die Arbeit in den Werkstätten wurde v'On handwerksmäßiger 
Einzelarbeit umgestellt auf planmäßige Erhaltungswirtschaft mit systematischer 
Durchorg.anisation jedes Werks, mit Fließarbeit, Normung und Spezialisierung. 
Dabei wurden auch damals schon kleinere Werke ganz geschlossen. - F1erner 
wurde der Rangierdienst durchorganisiert, auch eine Anzahl Y,erschiebebahnhöfe 
wurden aufgdassen und ihre Aufgaben mit denen großer Bahnhöf.e vereinigt und 
die Arbeit auf diesen zum Tdl mechanisiert. Es waren wohl stolze, aber auch be" 
rechtigte Worte, wenn dann gesagt wurde: "Mit der durchgehenden Güterzug" 
brems,e konnten die Güterzüge nahezu auf das doppelte b;eschleunigt werden" 33), 
oder: "Die LolwmlOtivleistung zwischen zwei konnte, von 
50000 auf rund 120000 km gebracht werden" 31) - 'Oder: "Die Ausbess'erun:gs" 
dauer'in den W,erkstätten k,onnte auf ein Viertel der Yorkriegsdauer herabges'etzt 
w,erden" 35). Auch wurde, gleichfalls in der Zeit der DRG, die Elektrifizierung 
kräftig v'Ül",angebracht,' namentlich mit den Strecken München"Stuttgart und 
Münroen"Ldpzig I Halle 36). 
Durch Y,el."leinfachung des Betriebes der Nebenbahnen wurden namhafte Erspar" . 
nisse gemacht Endgültig gelöst wurde das Pr'Oblem der Nebenbahnen damit 
allerdings nicht, die Nebenbahnen sind bis heute Schmerz,enskinder der Bundes" 
bahn. . 
Die Y,ereinheitlichung der OrganisaHon kam bei der damalsneuen Rieichsbahn in . 
kien JahDen 1920 bis 1924 n;icht recht vorwärts; ,erst war die InflatLon, dann die 

. Rhein"Ruhr"Besetzung das Hindernis. Nach 1924 aber wurde vlon der DRG die 
NeuorganisaHon kräftig betrieben. Der verschiedenartige Aufbau und die 
vlerschiedene Größe der Dir'ekti.onsbezirke boten dabei besonders. naheliegende 
Möglichkeiten der Rationalisierung im Y e r wal tun g s die n s t. Die Reichs" 
bahndirektionen (RBD) erhielten eine gleichmäßige Abteilungsverfassung; auch 
die Reichsbahn"Aemter,' denen die Aufsicht im Außendienst obliegt, wurden. im 

. Laufe ,einiger Jahre einander angeglichen. Schwierig und nur g,egen Widerstände 
durchzusetzen war die Aufhebung mehrerer Reichsbahndirektionen (Würzburg, 
M.agdeburg, Oldenburg, Ludwigshafen) 37). Es fällt auf, daß einige im Vergleich 
mit einschneidenden Maßnahmen viel geringfügigere, zugleich aber sehr 
naheHegende Bereinigungen der Grenz·en von Direkt10nsbezirken der DRG 
nich t Goder ,erst sehr spät) gelungen sind: Mannheim (RBD Karlsruhe) und 

33) Leibhrand in Ztg. d. Ver. mittdeurop. Eis.-YßlW. 19:30, S. :397 und 1932, S. 377. 
3i) An ge r in "Reichsbahn" 1933, S. 316. . 

.36) K ü h nein "Vor,10 Jahren" S. 111, Berlin 1930 (YWL). 
36)' Interessant daß damals schon daJS wnitere Programm lautete: Fortsetzung von Leipzig/HaUe 
nach ßeruin und ßasel-Frankfurt-Rheinlinie (Anger in "Reichsbahn" 1933, 
S. 330). . 
30.) S art oe r in Y,erk. teohn. Woche 1932, S. 265. 
51) Die Auflösung der RBD Magdeburg wünschte der Verwaltungsrat. Es konnte fraglich sein, 
ob die Ersparnis von 300 Beamtcn nicht durch Erschwernisse bei der übergroß werdenden RBD 

I lIanlliOver mehr als wurde. . I ' 
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Ludwigshafen, Ulm (RBD Stuttgart) und Neu,.Ulm (RBD Augsburg) und vor 
allem das Stadtgebiet Leipzig bilden je ein V,erk,ehrsgebiet mit gemeinsamen 

und Eisenhahninteressen. Nach Bildung der Reichseisenbahnen war 
es das Gegebene, sie von ,e in e rEisenbahndirektion betreuen zu lassen. Ganz 
besonders haß war das in Leipzig, wo die Di;reküonsgrenze seit 1913 genau durch 
die Mitte des Hauptbahnhofs hindurchschnitt. Aber über Zusagen, die den Län,. 
dern 1920 bei der Verreichlichung der . Staatsbahnen gemacht worden waren, kam 
auch die DRG zunächst nicht hinweg 38). 

D i ,e ° rg a n isa ti '?n der Lei tun g der D R G 
Nach dem R,eichsbahngesdz von 1924/30 waren "Organe der Gesdlschaft der 
V,erwaltungsrat und der Vorstand." Der V,erwaltungsrat war eindeutig das 
g,ehende Organ, dem alle wichtigen Entscheidungen, namentlich auch die Bestei" 
lung ,des Vorstands (Generaldirektor und Direktoren) vorhehalten waren. Der 

war an die W,eisung des V,erwaltungsrats g,ebunden, und er war 
seinerseits - auch den Vorstandsmitgliedern (Direktoren) gegenüher - die 
allein v,er,antwortliche Spitze der Verwaltung. Es galt also Präsidial", nicht Kolle" 
gialv,erfassung 39). Dem Generaldirektor war vom Verwaltungs rat einer der Direk" 
toren als. sein ständiger Stellv,ertreter (bis 1933: W,eirauch) zur Seite .gestellt. 
Er war schon durch seine Stellung, noch mehr aber Dank seines persönlic:hen 
V,crtrauensv'erhältnisses der nächste Berat,er des Generaldirektors; in den häufigen 
Fällen der Abwesenheit ,des Genera.1dir,ektors hatte er Entscheidungshefugnis 
,und hesaß dadurch Autorität gegenüber den anderen Direktorten 40). Wie heute, 
bildete (schon seit 1923) die Hauptverwaltung auch in der Gesellschaftsz'eit nach 
innen den Arbeitsstab, nach.außen die Behörde des Generaldirektors (heute: des 
Vorstandes). Nachdem in den Jahren bis 1933 nach und nach die mannigfachen 
Formender Organisation der früheren Staatsbahnen angeglichen/und vereinheit" 
licht worden waren, war der Aufbau der Betriebsverwaltung (Reichsbahndireh 
tionen, Z,entralämter und - damals noch kleine - Generalhetriebsleitungen) 
im Wesentlichen sO wie heute. 

Die Stellung der DRG zum Reich und zur Reichsregierung 

Die Verwaltung .der Reichsbahn durch die DRG, die eine juristische Person 
war, ist dne echte Treuhandverwaltung für das ReicH als den Eigentümer des 
Reichscisenbahnv,ermögens gcWtes,en. Als Betri,ebsführerin der Eisenbahn stand 
die DRG unter der Aufsicht des Reichsvt;rkchrsminisfers. Dkse Aufsicht war 

S8) Bei Ludwigshafen kam (vorüoorgehenJ) die Lösung durch dito Aufhebung der UnD Ludwigs· 
hafen EH(Io 1!J3G, Die Eisenhahnen im Gebiet LcirlJig wurden 193,1 s·chl.iclHidl der nUD 
Halle zugeteilt, obgleich einige Jahro vorher der Staatsgeridll.shof gegen die DBG hallo, 
Erst' 1!J34 kam auch tHo Anglckhung dor VerwaltuIl.gsül'guIliisaLi'Oll ill llaYCl'Il :r:us,Lande: DlO bcsondl'ro ' 
"Gruppenverwaltung Bay,ml", eine Art Günoraldirektuon der Hcichshahn für llayern, wurdo. auf-

dio Eisenbahndircktitluen in Bayern, cli,c bis d1d.i!ll kleinü llczirkskitungcu waren; erlue!.tcll 
(Ho v,ollen Zusliindigkeiten der ührigen Boichshahndli,rokl,i.o\l'tm; in wurdo 
Hoichsbahn-Z,entralamt, neben dem Zentra.laint llerlin, ClingcrichtcL So ist dio Orgumsahon III 

Bayern bill hcuto gehlieoon. 
S9) In neuerer Zeit ist diC50 mitunter irrtümlich so' u.ugcstdlt worden, als habO es 
sichum einen Kollegial-Vorstand gehandelt. In Wirldichke[t wan;n d!ic sechs Direk,toren nur für 
di.o L"itung der ihnen anvertrauten dem Generaldtrektor gogon-
über j'odoch nur Hatgeber:, während er allom zu entscheIden hatte, 
40) VgJ. dazu S.tieler.,Aus mciJWrnLeben, S. 157. 
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indessen im Reichsbahngesetz sehr eng umschrieben und im wesentlichen auf die 
Ueberwachung der Sicherheit und Ordnung des Betriebs sowie auf die 
nahme auf die Tarife beschränkt. Eine weitere Einschränkung lag darin, daß die 

durch keine Anordnung der Aufsicht berührt werden 
ten und daß außerdem ganz allgemein die DRG bei Meinungsverschiedenheiten 
mit der Regierung das (rein deutsche) Reichsbahngericht und in letzter Instan.z 
sogar ,einen internationalen Schiedsrichter anrufen konnte 11). 

\-
r 

Abgesehen von dem Aufsichtsrecht des Ministers heschränkte sich der Einfluß des 
Reichs auf di,e DRG darauf, daß die Reichsregierung v,on 1924 bis 1930 di!e Hälfte 
und von 1930 an sämtüche 18 V,erwaltungsratsmitglieder ,ernennen konnte 1l") 
und daß dem Rdchspräsidenten Bestätigung der dem V,erwaltungsrat 
den Wahl des Generaldirektors und der Direktor,en der Gesellschaft vorbehalten 
war. Auf die Geschäftsführung der DRG hatte die Reichsr,egierung keinen Einfluß. 
Sie ,erhielt zwar alljährlich 'einen "Geschäftsbericht" der Gesellschaft, sonst aber 
hatte sie keinen Einblick in das, was bei der Gesellschaft vorging, da das 
kunftsrecht des Ministers auf, das ,enge Gebiet seiner Aufsichtsbefugnisse 
schränkt war. Auch war dem Minister die Teilnahme an Verwaltungsratsitzungen 
versagt 42). 

i 
·1 

Die hatten bis Ende 1923 unmittelbarer 
und unter unbeschr,a:nkter KQntrol1e des ReIchstags, der von semen Rechten 
ausgiebig Gebrauch machte, gestanden. Es ist nicht verwunderlich, daß di:e sehr 
wdtgehende Abriegelung der DRG vom Einfluß der Regierung und der 
tischen Instanzen zu einer Verärgerung und zu ,entsprechender Kritik im 
tag und auch sonst in der Oeffentüchkeit führte. Zwischen der DRG und dem 
R,eichsverkehrsministerium bestand dauernd >eine gewisse Spannung 43). Ungünstig 
wirkte ,auch, daß die Reichsbahn in den Jahren 1927/28 VQn einer Rdhe schw,erer 
Unfälle, darunter auch solchen infolge Mängel am Oberbau, hemoHen wurde; 

Al) Der internationale Schiedsrichter nie angerufen worden, weder von d.,r DRG noch von 
alliierter S.,ite. Durch uie Novcllß von 1930 wurue diese Schi.,us,instanz aufgchohen. Das lleiehs-
bahngericht, uas von da an letzte Instanz war; uemnächst in einen ::l,{!nat ues Re ich s _ 
vor wal tu n g:; g'" r;' eh t s üherführt ",erd,cll (ltbahnGes. 1930, § '14). 
Al.) 'Für [) Silzo war Erilemmng dUl'eh di,} Heichsre@i",rung Formsache. Denn l}{!,i der 
Errichtung ,les ,Unterndlnlens DculscllO Hcichsbalm' hatto Anfang 1U2'1 uer Heiehsv-erkehrsmi.nii-;lcr 
deri Länuern lh)"ern, Sachs{!n, \Vürtlemberg und Badon je ",inon Silz aus cigcnml1 l\Hht 
-im Verwallungsrat der Reichshahn förmlidl zug<"sagl. DiesüZusagll hand, wie ,kr Staatsgerichtshof 
in zwei Udeilml 1927 unu 1930 cnlschiml. uiü H",i'Chsreß'iorung auch für uen Vcrwaltul1"'sl'at 
,kr DHG. koIintcn tli.cLänucr [) SitZ{) ues Vel'waltungsrats hesetzen, und llaS l\cich 
hallo bis 1930 im ganzcII nur für ,1 Mi'lglietler dio l\löglichke,il eigener Auswahl der Pel'sönlieh-
keilen. Seil dem vVegfall does Erncnuungsl'Cchts ,les ausläntlischen Trcuhiillllel's im Jahr lUBO 
konnle dio Heichsrcgierung auell we,iLcl'cn 9 l\\ilgEcdel' "manllell. 
42) Es war ,ein Fe:h1cr , daß das von 192,1 uio HeüchsregicruTlg von uar an 
'Verwaltungsratssitzungen ganz Das Gosetz von 1930 blich auf halbem Weg stehen: 
es nur Kommlissar tler ltcglierung zu elen Si17,ungen zu. AnwIJ,;.enlw,it tlos Mi:n.i'sters Ull<l 
Aussprach\} mit ihm hätte vli(}l g(}holfen, um Mißverständnisse und l\Iißtrauen zu heseitigen. _ 
Nur in einem FaH (1932) i;"t Cl; uaß uer Minister zur Beratung einer 
wichtigen Frag!} vom Verwaltungsrat wurde. , 

, 

43) Der Umfang der AuskunHserldlung war ständig Zankapfel. Dem lag uaran, durch 
tles Miniskrs Auskunft ü},Cl' uio vorschi()!k'ns'Lcll Vorgänge und V'H'lülltnisoo he,i der 

DRG zu ,erhalten, um SliD d:mn zum Gegenstand der AUS5prache und Kritik machen zu können. 
Die Gcscllschaft war uarin - 'Offenhar Besorgnis, es könnten PrävDtlenzfülle entstehen - schroff 
ahlehnend. Ein.e häufig wi,cucrkchrendo FragD war, oben erwähnt, di,e nach d!}1l Leislungs-
zulagen unu nach den lkzügen der leioonoon Beamten. 

\ 
\ , 
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die OeHentlichkeit wurde durch Zweifel an der Betriebsicherheit beunruhigt. 
Die Gesellschaft mußte sich die, Untersuchung des Zustands der Bahnanlagen 
durch eine Kümmission der. Regierung, an der auch Reichstagsabgeordnete teil:, 
nahmen, gefallen lassen 11). 
Als. nützlich erwies sich die Institution des Reichsbahngerichts. Auf solche Wdse 
wurden ,einige für beide Teile besünders ,einschneidende ,Streitfragen bereinigt 
und dne gewisse Befriedung geschaffen 45). Denn mit der Gerichtsentschei" 
dung f.anden sich alle Beteiligten ab, und es wurde damit auch vermieden, daß 
je dwaein Streitfall vor den internationalen Schiedsrichter kam. 
Nachdem 1930 die Ausländer aus dem Verwaltungsrat ausschieden und der 
fr,emde Eisenbahnk,ommissar verschwand, trat nach und nach ein Vertrauensv·er" 
hältnis Regierung und DRG ein. Gefördert wurde diese Entwicklung 
durch die persönliche ,Freundschaft zwischen dem Generaldirektor (Dorpmüller) 
und dem Minister (v. Eltz). Der Regierung wurde mit Auskünften mehr Entgegen .. 
klommen gezeigt; schließlich kam es sügar zuge1egentlicher Aussprache über 
p):1obleme der Reichsbahn unmittelbar mit einem ad hoc gebildeten Ausschuß 
von Reichstagsabgeordneten. Es ist anzunehmen, daß die damalige allgemeine 
Nlotlage infolge der Wirtschaftskrise und auf Seiten der DRG auch die schon 
recht spürbar werdenden Schwierigkeiten des Kraftwagenwettbewerbs mit dazu 

. beitrugen, über, Gegensätze und Tr·ennendes hinwegzukommen. 
W.er die DRG und ihr Verhältnis zur Reichsregierung näher betrachtet, kommt 
unwillkürlich in den "Sog" des Au t ü no mi e '" P r.o b 1 e m s der Eisenbah" 
nen - der wichtigen, so interessanten, aber vielleicht überhaupt nicht befriedi" 
gend lösbaren Frage: Wie soll das verfassungsmäßige V,erhälfnis zwischen Staat 
und Staatsbahn organisiert, und wie soll die Verantw.ortung für die Staatsbahn 
zwischen deren Organen und der Regierung v·erteilt w'erden, damit sich für die 
Erfüllung der Verkehrsaufgaben durch a 11 e Verkehrsträger und für deren Be.:' 
ziehungen untereinander ein Optimum ,ergibt? 
Wir müssen uns hier damit begnügen, auf den Zusammenhang dies·er Frage mit 
der Organisationsform der DRG hinzuweisen. Die Schwierigkdt des Problems 
der A:utonomieeiner Staatsbahn verbietet ,es, im Rahmen dieses Aufsatz·es seine 
Lös1-!ng suchen zu wollen. 

Die Aktion verlid fÜr die DHG über Erwarten günstig. D;lr dem auch Vertreter 
d,es Per&onals sowie zwd Pro.Ecssorml lies Ei"mba·hnwe'sens von 'l\'dmischen Ilochschulon (unter 
ümenl'rof. Pi 1'a I h - Slultgart) angehörten. konnte nach eingeholHl;l1l Untersuchungon fes,tst?lle'n. 

dia IJcl1'i'Ühssi.cherhcit so g;lwährlcis·Le.t sei. wie man os. von c-incill 
verlangen künn". Di,,, DnO habe trat 7, d,,,' sdnvierimen Vcrlüiltllls,e 11l der 

Nachkriegszeit. s<,hr groß<> Anfwendungon gemacht, um in <,rstcl' Linie ledll\lisc,hcn Apparat 
in betriebssichercm Znstand zu erhalten. Dabei gab der Aussclmß noch wertvolle 
für 

Du'ren tlas Heichshalmgerieht wurde u. a. klarges·tcllt. wieweit die DHG clen .u.lltc:1ag. 
Das Gericht·entschied audl über sehr einsdmoidentlo Tariferhöhullg (um 250 1\ho 1\1\1 phr11ch). 
und es vOl'urkilto in oin;lm anderen Streit di;l DRG. sich tlcm deutschen ArbÜlilsrccht unioin-
geschränkt und namentlich :tuch der V;lrbindlichcrklärung von Schi;JÜ·ssprüch;ln im Schlichtungs-
vorfahren zu unLcrwerfcn. ' ... 

\' 
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